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Drucksache 1561 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Januar 1960 

12 — 65304 — 4985/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat die 

Zweiundzwanzigste Verordnung über Zoll- 
tarifänderungen zur Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl 
(Wälzlagerstahl usw.) 

am 30. Dezember 1959 erlassen. Die Verordnung ist am 
7. Januar 1960 im Bundesgesetzblatt Teil II S. 6 verkündet 
worden und mit Wirkung vom 12. Januar 1960 in Kraft ge- 
treten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 
vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) in der Fas- 
sung des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) einen Verordnungsentwurf nebst Begründung mit der 
Bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages nach § 49 
Abs. 2 des Zollgesetzes in der Fassung des Fünften Zollände- 
rungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671) 
herbeizuführen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. W ahlperiode 


Entwurf einer Zweiundzwanzigsten Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

(Wälzlagerstahl usw.) 


Au'f Grund des § 1 Abs. 1 des Secbsten Gesetzes 
zur Anderuirg des Zolltarifs (DurcMühirumg des Ge- 
mein sannen Marktes der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 728) in der Fassung des § 4 des 
Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) verordimet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bund es rat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bfundestages ; 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bunde sgesetzbl. 1958 
II S. 751) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
wie folgt geändert: 

1. In der Vorschrift 7 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) werden am Schluß des ersten Absatzes die Zeitanga- 
ben „1. Juli 1959 bis 31. Dezember 1959" geändert in „1. Januar 1960 bis 30. Juni 1960". 

2. In der Tarifnr. 73.08 (Warmbreitband usw.) werden in der Anmerkung zu Tarifnr. 73.08-A-l am Schluß 
des ersten Absatzes die Zeitangaben „1. Juli 1959 bis 31. Dezember 1959" geändert in „1. Januar 1960 
bis 30. Juni 1960". 

3. In der Tarifnir. 73.15 (Qualitätskohlenstoffstahl und legierte Stähle usw.) erhält im Absatz B-6-a-l 
(Elektrobleche usw.) die Anmerkung zu Tarifnr. 73.15-B-6-a-l folgende Fassung: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 - B - 6 - a - 1 

Elektrobleche mit einem Ummagnetisierungsverlust von 0,75 Watt oder 
weniger je kg, unabhängig von ihrer Dicke, bis zu einer Gesamtmenge 
von 2500 t in der Zeit vom 1. Januar 1960 bis 30. Juni 1960 

Die Abfertigung ist nur bei den vom Bundesminister der Finanzen zu 
bestimmenden Zollstellen zulässig. 


frei 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
set 2 ^bl. I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchfüh- 
rung des Gemeinsiamen Marktes der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. Novem- 
ber 1955 (Bundesgeseitzbl. I S. 728) und § 5 des 
Zolltarifgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 751) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Zweiimd- 
zwanzigste Verordnung über Zolltarifänderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(Wälzlagerstahl usw.) vom 30. Dezember 1959 (Bun- 
desgesetzbl. 1960 II S. 6) außer Kraft. 


2 
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Drucksache 1561 


Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Der Miniisterrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat der Bundesrepublik Deutsch- 
land auch für das erste Kalenderhalbjahr 1960 ein 
Zollkontingent für Wälzlagerstahl zu dem ermäßig- 
ten Zollsatz vom 4 ®/o des Wertes zugestanden. Die 
Höhe des Kontingents wurde auf 2500 t (zweites 
Halbjahr 1959 2500 t) festgesetzt. 

Zu § 1 Nr. 2 

1. Warmbreitband, nicht plattiert, mit einer Breite 
von weniger als 1,5 m, wurde im ersten Halbjahr 
1959 in der Gemeinschaft in ausreichender Menge 
und Qualität hergestellt. 

2. Der Miniisterrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hatte jedoch aus preispoliti- 
schen Gründen beschlossen, auch für das zweite 
Halbjahr 1959 — in Höhe der Hälfte des Kontin- 
gents für das erste Halbjahr 1959 — ein Zollkonti- 
gent einzurichten. 

3. Wegen der Hochkonjunktur lin der Stahlindustrie 
ist der Bedarf an Warmbreitband dn der Gemein- 
schaft inzwischen gestiegen. Die Aus walzbetriebe, 
die keine feste Versorgungsquelle haben, sind 
nicht in der Laige, ihren erhöhten Bedarf aus der 
Gemeinschaft zu decken, weil die Erzeuger von 
Warmbreitband dieses in zunehmendem Maße dn 
ihren eigenen Kaltwalzanlagen verwenden. 


4. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat deshalb beschlossen, das 
Zollkontingent für Warmbreitband zu dem ermäßig- 
ten Zollsatz von 3 ®/o des Wertes auch für das erste 
Halbjahr 1960 aufrechtzuerhalten. 

5. Das Zollkontingent für die Bundesrepublik be- 
trägt für die Zeit vom 1. Januar 1960 bis 30. Juni 
1960 30 000 t (zweites Halbjahr 1959 30 000 t). 

Zu § 1 Nr. 3 

1. Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl hat beschlossen, das Zollkon- 
tingent für Elektrobledie auch im ersten Halbjahr 
1960 beizubehalten, um den Verbrauchern ein aus- 
reichendes Einfuhrvolumen zu sichern. 

2. Der Bundesrepublik Deutschland wurde auf An- 
trag für das erste Halbjahr 1960 ein zollfreies Kon- 
tingent in Höhe von 2500 t (zweites Halbjahr 1959 
2750 t) zugestanden. 

Zu § 1 Nr. 1 bis 3 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Beschlüsse 
des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 17. November 1959 im Deut- 
schen Zolltarif zu verwirklichen. Durch die voirlie- 
gende Verordnung wird der Deutsche Zolltarif 1959 
dementsprechend geändert. 



